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A bseits von der allgemeinen politi-
schen Öffentlichkeit -ja fast von die-

ser unbemerkt - tobt ein wohnungspoliti-
scher Streit über die Beurteilung und Zu-
kunft der gemeinnützigen Wohnungsun-
ternehmen (g WU). Der äußere Anlaß ist,
daß das noch geltende, aus dem Jahr
1940 stammende Wohnungsgemeinnüt-
zigkeitsgesetz (WGG) novelliert werden
soll. Im Auftrag der Ministerkonferenz
der ARGEBAU hat eine Bund-Länder-
Kornmission am 14.10.83 „Vorschläge
zur Änderung des Wohnungsgemeinnüt-
zigkeitsrechts" vorgelegt. Parallel dazu
gaben die einzelnen Regionalverbände
der gemeinnützigen Wohnungswirt-
schaft gesonderte Stellungnahmen ab,
die am 8.11.83 auf einem außerordentli-
chen Gesamtverbandstag zu einer „Stel-
lungnahme" des Gesamtverbandes Ge-
meinnütziger Wohnungsunternehmen
(Köln) zusammengefaßt wurden. Wäh-
rend die Bund-Länder-Kommissions-
Vorschläge als zerstörerisch, als Entzug
der Geschäftsgrundlage von den Verbän-
den der gemeinnützigen Wohnungsun-
ternehmen bekämpft werden, hält der
Bundesverband Freier Wohnungsunter-
nehmen (in seiner Stellungsnahme v.
20.12.83) eben diese Vorschläge für einen
Erfolg der Gemeinnützigen selbst, die
ihre zunehmend unlegitimierbaren Be-
sitzstandsinteressen zu Lasten der Allge-
meinheit durchsetzten. Während die
gWU im Prinzip den Status-Quo vertei-
digen, die freien Wohnungsunternehmen
einer Politik der „Vermarktwirtschaftli-
chung" und gegen Wettbewerbsverzer-
rungen durch „privilegierte gWU" das
Wort reden, hat der WOHNBUND auf
seiner Tagung vom 10.3.84 in Hannover
Vorschläge zur Reform der gemeinnützi-
gen Wohnungswirtschaft (siehe Doku-
mentation) vorgelegt, die als einzige die
Idee gemeinnütziger Trägerformen als
zentralen Bestandteil einer zukünftigen
qualitativen Wohnpolitik offensiv ver-
treten. Dabei wird vor allem die Entwick-
lung von kleinteiligen Trägerformen für
„selbstnutzende Gemeinschaften als
Bauherrn oder Erwerber" gefordert,
sowie deren Ergänzung durch gemein-
nützige Betreuungs- oder Entwicklungs-
gesellschaften.

Die genannten Streitschriften über die
Zukunft der Gemeinnützigen geben aber
ein verzerrtes Bild wieder, denn der poli-
tisch wichtigste Mitstreiter hat sich noch
nicht zu Wort gemeldet: der Finanzmini-
ster. Sein Bericht über die Höhe des
Steuerverzichts, den der Staat aufgrund
der Steuerbefreiung der gWU leistet,
steht noch aus und, laut letzter Auskunft,
dürfte noch bis Jahresende auf sich war-
ten lassen, so daß noch erhebliche Zeit
gewonnen ist, um diese Debatte zu politi-
sieren.

Allerdings sei hier angemerkt, daß die
ganze Debatte um eine vermeintliche
steuerliche „Privilegierung" der gWU
- sie sind ja von der Körperschafts-,
Gewerbe- und Vermögenssteuer befreit -
deshalb schief geführt wird, da meistens
dabei übersehen wird, daß sich die freien
Wohnungsunternehmen durch eine ent-
sprechende Investitionspolitik ebenfalls
erhebliche steuerliche Vorteile verschaf-
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fen (Abschreibungen, Verlustzuwei-
sungen usw.), so daß eine „quantitativ
belegbare steuerliche Bevorzugung der
Gemeinnützigen wohl schwerlich abge-
leitet werden kann" (Krischausky/
Mackscheid 1984, S.140). Der Berliner
Verband geht in seiner Stellungnahme
zum WGG sogar soweit, zu schreiben:
„Steuereinnahmen sind durch eine Auf-
hebung der Steuerbefreiung nicht zu er-
warten ... Der Fiskus erspart sich durch
die Steuerbefreiung Steuerminderein-
nahmen ... Der Fiskus müßte die Mittel,
die desinvestiert würden (nach Aufhe-
bung der Steuerbefreiung; K.N.), selbst
in diesen Markt investieren" (Jahresbe-
richt 1982/83, S.14). Wie dem auch sei,
die Undurchsichtigkeit des jetzigen För-
derungssystems vor allem in Bezug auf
die verteilungspolitischen Konsequenzen
wird offensichtlich. Der WOHNBUND
fordert ein Zurück zum Primat der direk-
ten Förderung, und zwar ausschließlich
an Träger, die ihre Förderungswürdig-
keit, d.h. auch Subventionseffizienz
durch Bindungen und Leistungen bele-
gen und absichern, also nur an Träger,
die einen modernisierten WGG genügen,
wie das ja im Prinzip bis zum 1. WoBauG
1950 der Fall war.

Doch welche wirklichen Probleme er-
zeugen den Problemdruck, der die ak-
tuelle Novellierungsdebatte ausgelöst
hat. Geht es nur um die Berechtigung der
Steuerbefreiung, um die Verschärfung
der Belegungsbindung und um den Ge-
schäftskreis der gWU, wie man zu glau-
ben versucht ist, überfliegt man die ge-
nannten Papiere.

Mein Eindruck ist, daß es ordnungs-
politisch um das Ganze geht. Die gemein-
nützige Wohnungswirtschaft wird zu-
sammen mit dem System des sozialen
Wohnungsbaues, der Wohnraumbin-
dung und dem Mieterschutz insgesamt
als Teil der nachkriegsbedingten Wohn-
raumbewirtschaftung interpretiert- und
heute als gänzlich überflüssig erachtet.
Die letzten Reste der „Wohnraum-
zwangswirtschaft" sollen in die „soziale
Wohnungsmarktwirtschaft" aufgelöst
werden. Vieles ist schon im Gange:
Lockerung des Mieterschutzes, Abbau
der Objektförderung, Auslaufen der Bin-
dungen im sozialen Wohnungsbau (bis
1995 soll der Bestand halbiert sein).
Pfeiffer verblüfft bei jeder Gelegenheit
mit der Frage, welche Legitimation es ei-
gentlich dafür gäbe, daß ein Mieter eines
gWU preiswerter wohnt als andere. Für

viele ist schon ausgemacht, daß die Ver-
gleichsmiete die Kostenmiete ablösen
wird, daß dann auch die mietenpolitische
Spaltung des Wohnungsmarktes besei-
tigt ist. Für die herrschende konservative
wirtschaftspolitische Öffentlichkeit ist es
ausgemachte Sache, daß die Marktwirt-
schaft endlich eine Chance in der
Wohnungswirtschaft haben müsse (so
der Sachverständigenrat, der wissen-
schaftliche Beirat beim BMW:).

Faßt man das Novellierungsvorhaben
nicht als bloßes Gesetzesflickwerk, son-
dern interpretiert es in dem Kontext
langfristiger Entwicklungen, so bieten
sich zur Orientierung folgende zwei
Szenarien über die Zukunft der gemein-
nützigen Wohnungswirtschaft an:

Szenario I: Armenhaussektor

Die Arbeitslosigkeit nimmt zu, da der
Rückzug der Industrien anhält, neue Techno-
logien eher Arbeit freisetzen. Die Soziallei-
stungen nehmen ab, werden unbezahlbar. Die
Gesellschaft spaltet sich in das Lager der Ar-
beitsplatzinhaber und der Arbeitslosen. Auf-
grund des Auslaufens der Bindungen schwin-
det die Zahl der Sozialwohnungen (bis 1995
auf die Hälfte). Durch Umwandlung, Zusam-
menlegung und Modernisierung schrumpft
auch sonst der Markt preiswerter Woh-
nungen. Die Kommunen erhöhen notge-
drungen den Belegungsdruck auf die kommu-
nalen und sonstigen gWU. Letztere, vor allem
die Genossenschaften, versuchen durch Aus-
stieg aus der Gemeinnützigkeit, durch Priva-
tisierung und andere Ausweichstrategien sich
dieser Überforderung zu entziehen, wodurch
erneut die Verfügungsreserve der Wohnungs-
ämter zusammenschmilzt. Neubau von So-
zialwohnungen wird nicht mehr gefördert.
Schließlich ist aus dem großen Projekt eines
sozial, kulturell attraktiven und vielfältigen
gemeinnützigen Wohnungsbau ein kleiner
fremdverwalteter Armenhaussektor übrig ge-
blieben (vgl. die Politik der Torries gegen-
über dem council-housing). Sonst verbleibt
ein sich zunehmend segmentierender freier
Markt mit anonymen Wohnquartieren von
unverbundenen Einzeleigentümern und Mie-
tern.

Szenario II: Huckepack durch die Krise

Der Ausgang ist wie oben: steigende Arbeits-
losigkeit, verschärfte Probleme bei der „So-
zialabsicherung". Der ursprüngliche Ansatz
der gWU - die Mobilisierung von Selbsthilfe-
bereitschaft, Gewinnbeschränkung, Vermö-
gensbindung, Dauerwohnrecht, Selbstko-
stenmiete, interne Ausgleichsfonds, Si-
cherung sozialer Gemeinschaften - entspricht
genau den Basisstrukturen, auf die man in der
Krise angewiesen ist, zwar nicht zur Arbeits-
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platzsicherung, so doch aber als Beitrag zur
Lebenslagensicherung. Neue handhabbare
Trägerformen, Beratung und Förderpro-
gramme werden angeboten, damit Bewohner-
gruppen als „selbstnutzenden Gemeinschaf-
ten" ihre bedrohten Wohnungen retten kön-
nen. Die bestehenden gWU wenden sich ver-
stärkt der Bestandspflege zu, auch im Sinne
der Sicherung und Aktivierung sozialer Ge-
meinschaften und ihrer Fähigkeit, selbstaktiv
die wachsenden Probleme zu lösen. Zudem
betreuen sie, die neu entstehenden Kleinpro-
jekte (Bewohnergenossenschaften) in bedroh-
ten Beständen. Daß aber gemeinnützige Trä-
ger Vorrang bei der Förderung bekommen
und in die bedrohten Bestände expandieren,
setzte voraus, daß die neuen Wohnleitbilder
(„selbstnutzende Gemeinschaften") auch von
Mittelstandsgruppen kulturell getragen wer-
den. Breite Schichten der Bevölkerung sor-
gen für einen bunten Pluralismus gebunde-
ner Wohnformen, gemeinsam aber sorgen sie
dafür, daß die höhere Förderungswürdigkeit
gemeinnütziger Projekte anerkannt wird,
denn anders als bei der Einzeleigentumsför-
derung werden hier soziale Aufgaben miter-
füllt. Aus Wohnraum wird gemeinsam gestal-
teter Lebensraum.

Gefahren der Marktfolklore

Die hier und in der WOHNBUND-Stel-
lungnahme vertretene These ist, daß ge-
meinnützige Träger nur dann eine
Zukunft haben, wenn sie sich in An-
knüpfung an ihre Tradition wieder ihrer
ordnungspolitischen Besonderheiten be-
wußt werden und ihre sozialen und
kulturellen Aufgaben reaktivieren. Das
aktuelle Dilemma der gemeinnützigen
Wohnungswirtschaft ist, daß sie auf-
gehört hat, sich ordnungspolitisch eigen-
ständig als Sektor zu legitimieren. Statt
auf Eigenständigkeit zu insistieren, wird
bei fast jeder Verbandsstellungnahme ein
Bekenntnis zur „sozialen Marktwirt-
schaft" abgegeben. Man sieht sich selbst
nicht als abgrenzbaren Sektor mit
eigenen Allokations- und Verteilungs-
formen, sondern als Summe von Markt-
unternehmen. Diese reale und ideolo-
gische Entwicklung korrespondiert mit
einer „Verbetriebswirtschaftlichung" der
wissenschaftlichen Literatur über die
gemeinnützige Wohnungswirtschaft (ak-
tuelle Ausnahme: Krischausky/Mack-
scheidt 1984). Die tatsächliche histori-
sche Verwischung der Aufgabentren-
nung von „freien" und „gemeinnützigen"
Wohnungsunternehmen wird als „Ein-
ebnungstheorem" (Hämmerlein 1968) in
der Literatur längst gehandelt; wen
wundert es dann, daß die Steuerbe-
freiung der gWU als unzulässige Privi-
legierung und Wettbewerbsverzerrung
gebrandmarkt wird (Bundesverband
freier Wohnungsunternehmen 1983). Um
einen alten Spruch zu variieren: Wer sich
in diese Gefahr begibt - von der Wohn-
reform kommend - der kommt darin um.
Oder: Wer die Plattform der „sozialen
Marktwirtschaft" wirtschaftsprogram-
matisch wählt, gelangt nie und nimmer
zum gemeinnützigen Wohnungsunter-
nehmen, sondern nur noch zur Subjekt-
förderung (Wohngeld) und einem klei-
nen Restbestand vollbelegungsgebun-
dener Häuser für die kommunale Woh-
nungsfürsorge (Szenario I).

Die Angst vor der eigenen Geschichte

Der Hang zu marktwirtschaftlichen
Bekenntnissen überrascht umso mehr,
als die Mehrzahl der noch heute rechtlich
bindenden Besonderheiten der gWU
klare Brüche mit der marktwirtschaft-
lichen Steuerung darstellen:

• die Vermögensbindung bedeutet, daß
es keine intersektorale Kapitalmobili-
tät gibt;

• die Beschränkung der Verzinsung
des Eigenkapitals auf 4% widerspricht
klar der Idee der Gewinnmaximie-
rung;

• die Uberschußbindung (Baupflicht
und Kleinwohnungsbau (früher)) ist
nach der marktwirtschaftlichen Logik
Kapitalfehlleitung;

• das Dauerwohnrecht widerspricht den
Marktprämissen nach Mobilität und
vollständigem Wettbewerb;

• die Selbstkostenmiete widerspricht als
Preiskontrolle zutiefst Idee und Funk-
tion des Marktpreises.

Wer nach diesen Prinzipien im einzelnen
noch handelt (oder handeln muß), täte
gut daran, die dazugehörigen positiven
ordnungspolitischen Leitbilder statt irre-
führender marktwirtschaftlicher Folklo-
re zu vertreten. Doch obwohl es den ge-
meinnützigen Sektor als einigermaßen
stimmiges System eines „autonomen"
oder „intermediären Sektors" einmal ge-
geben hat, der sich problemlos selbst legi-
timieren konnte (während der Weimarer
Republik), ist heute oft nicht einmal
mehr eine Ahnung der ursprünglichen
Funktionszusammenhänge da. Jahr-
zehntelanges Flickwerk und bewußtes
Beseitigen der Voraussetzungen haben
heute eine widersprüchliche Struktur
hinterlassen, die mehr Probleme produ-
ziert als sie lösen kann. Wen wundert es
dann, daß die Zahl der Gegner in allen
Lagern größer ist als die der Erneuerer.

Der frühere Status der gWU beinhalte-
te keine „Privilegierung", sondern eine
Art Tausch: die Selbsthilfeunternehmen
boten (zunächst freiwillig) zahlreiche
Bindungen bzw. Beschränkungen in der
freien Verwertung ihres Eigentums einer-
seits sowie Leistungen, die die Kommune
entlasteten, andererseits an:

a) Die Nutzer bzw. Sozialanleger boten
einen Vermögenseinsatz unter Ver-

zicht auf Gewinnmaximierung (stattdes-
sen 4%) und unter Verzicht auf Wert-
steigerung und Spekulation;
b) Sie boten folgende Leistungen:

Dauerwohnrecht, Förderung des
Kleinwohnungsbaues, Mobilisierung
von Selbsthilfebereitschaft, soziale und
kulturelle Dienste (Kinderbetreuung, Al-
tenbetreuung, Notfondss, Bildungs- und
Freizeiteinrichtungen), eigene Infra-
struktur (Müllabfuhr, Straßenreinigung,
Straßenbeleuchtung usw.)
Weitsichtige Gemeindeverwaltungen bo-
ten diesen „Entlastungsorganisationen"
zahlreiche „Gegenleistungen" an, z.B.
Befreiung von Bau- und Notariatsgebüh-
ren, Steuerbefreiung, bevorzugte Bedie-
nung mit Bauland oder Erbbaurechts-
konditionen, Bürgschaften, zinsgünstige

rbeiterturner
gründen ihre eigene
Genossenschaft

U nter welchen Schwierigkeiten und in
welchem politischen und kulturellen

Kontext die Baugenossenschaft FREIE
SCHOLLE in Bielefeld - heute mit mehr als
5000 Wohnungen eine Großgenossenschaft
— 1911 gegründet wurde, berichten im fol-
igenden die Genossenschaftler und Arbeiter-
sportler Paul Schäfer und Fritz Niekamp:

Paul Schäfer

„Seinerzeit im kaiserlichen Deutschland gab
es zwei große Verbände, die Sport betrieben.
Die eine Richtung war die Deutsche Turner-
schaft' — das war die bürgerliche Richtung —,
und die andere Richtung, das war der 'Arbei-
ter Turn- und Sportbund'. Weil wir nun aber
gegen diese bürgerliche Richtung eingestellt
waren, waren wir natürlich von denen geäch-
tet. Es ragte ja auch ins Politische hinein. Die
einzelnen Vereine hatten nach ihrem eigenen
Entwurf sticken lassen, aber wir hatten als
Hauptfahne die rote Fahne. In unseren Lie-
dern wurde das immer wieder betont."

Fritz Niekamp

„Die meisten Turner waren organisiert: im
Verband (Gewerkschaftsverband) und in der
SPD. Die KPD und USPD entstanden im
Krieg."

Paul Schäfer

„Die Deutsche Turnerschaft' sang; Oh
Deutschland hoch in Ehren' und wir sangen;
'Die Freiheit hoch in Ehren'. Wir wollten un-
sere Freiheit: wir wollten aus dem Druck her-
aus. Wir hatten uns zur Aufgabe gemacht, die
Arbeiterschaft, die Jugend im Daseinskampf
zu stärken.

Die andere Richtung ging darauf hinaus,
das Volk wehrtüchtig zu machen und nach
dem Motto 'siegriech woll'n wir Frankreich
schlagen, sterben als ein deutscher Held' — al-
so für Militärzwecke. Und weil wir nun so ein-
gestellt waren, wurden wir von den anderen
geächtet. Uns waren die Schulturnhallen als
Turnbetrieb verboten."

„Wir haben uns gesagt, 'wie können wir das
ändern?' Wir haben keine Turnhallen, wir
müssen versuchen, ob wir nicht eine bauen
können. Wir wurden ja immer stärker und die
Mitgliederzahl wuchs und wir hatten eine ge-
wisse Macht schon erreicht.

Dann haben sich zwei Vereine, der Turn-
verein 'Hoffnung' und der Turnverein 'Vor-
wärts' zusammengeschlossen, haben das be-
sprochen und haben beschlossen, eine Genos-
senschaft zu gründen um eine Turnhalle her-
zurichten. - Wir waren ja alle begeistert, wir
Turner."
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Darlehen, verlorene Bauzuschüsse, Er-
laß von restriktiven Baunormen und Er-
schließungsgebühren. Wer viel bot, hatte
Anspruch auf öffentliche Gegenlei-
stungen. Jahrzehntelang - bis Ende der
20er Jahre - nutzten die Gemeinden die-
sen Spielraum; in Verhandlungen mit ge-
meinnützigen Trägern wurde jeweils ein
„deal" gemacht. Wechselten die Mehr-
heiten, so veränderte sich auch oft der In-
halt dieses Tausches bzw. die Tauschbe-
reitschaft selbst. Mit dem Beginn direk-
ter staatlicher Förderung (zinsgünstige
Hypotheken der Sozialversicherungsan-
stalten (1889), Wohnungsfürsorgefonds
(1901), Hauszinssteuer (1924 vgl. Per-
gande 1973, S.18), begann dann die Prä-
zisierung, die Verrechtlichung des Tau-
sches. Als wohnreformkulturelle Selbst-
verständlichkeit bildete sich heraus, daß
nur der staatliche Förderung erhalte, der
das dadurch entstehende Vermögen
dauerhaft vor Spekulation und privater
Verwertung schütze. Zinsbeschränkung,
Vermögensbindung, Rück-, Wieder-
kaufs- oder Erbbaurecht sollten die
dauerhafte Zwecksicherung der staatli-
chen Subvention sichern. Jede Privati-
sierung in freiverwertbares Eigentum
widerspräche diesem Grundsatz. Des-
halb gab es in der (erst 1940 Gesetz ge-
wordenen) Wohnungsgemeinnützigkeit
einen §8, der selbst bei Privatisierung
noch den Ausschluß der Realisierung
von Spekulationsgewinnen grundbuch- '
lieh vorsah. Es blieb der CDU-Mittel-
standspolitik vorbehalten, im 2. Woh-
nungsbaugesetz (1956) diesen Pfeiler des
Systems der gemeinnützigen Wohnungs-
wirtschaft einzureißen, (§8 WGG wurde
ersatzlos gestrichen), wie sie ja auch
schon beim 1. WoBauG (1950) das sog.
Gleichheitsprinzip bei der staatlichen
Förderung einführte. Damit wurden pri-
vatwirtschaftliche und gemeinnützige
Bauherrn förderungsrechtlich „gleichge-
stellt", obwohl sie Ungleiches boten, die
freien beispielsweise nur befristete, die
gWU dauernde Vermögensbeschrän-
kungen. Mit diesen beiden Maßnahmen
wurden nicht nur zwei entscheidende
Funktions- und Legitimationen des ge-
meinnützigen Sektors in seinem Verhält-
nis zu staatlicher Förderung zerstört; es
wurden auch die Weichen gestellt für je-
nes undurchsichtige System staatlicher
Förderung, vor dem alle alten Woh-
nungsreformer immer gewarnt hatten.
Staatliche Förderung, deren Zweck man
nicht sicherstelle, verkäme zu einer Ge-
schenkepolitik, zu Mittelstandsprämien,
ja schlimmer noch: zu Spekulationsprä-
mien. Man kann die Entstehung der
Wohnungsgemeinnützigkeit geradezu so
interpretieren, als Versuch nämlich, Trä-
gerformen auf der Empfängerseite staat-
licher Maßnahmen zu finden, die des
hohen öffentlichen Aufwandes „würdig"
sind. Hier kam das Angebot der „freien
Träger", vor allem der Genossenschaf-
ten, die ihr Vermögen stiftungsähnlich
neutralisierten und zahlreiche tenden-
ziell öffentliche Aufgaben übernahmen,
gerade richtig. Bis zum Ende der Haus-
zinssteuerära war es wohnreformpoli-
tisch selbstverständlich, daß im Sinne der
Subventionseffizienz nur „gemeinnützi-
ge Träger", nur wer Bindungs- und Lei-
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stungsangebote machte, auch staatliche
Förderung (direkt und indirekt) erhielt.
Die grundlegende Reform staatlicher
Förderungspolitik, die so notwendig wie
unwahrscheinlich ist, müßte zu diesen
finanz- und verteilungspolitischen Norm
zurück. Diese förderungspolitische
Tauschformel erlangt aber immerhin
wieder vermehrtes öffentliches Gewicht
(WOHNBUND; Wollmann 1984, S.31;
Krischausky/Mackscheidt 1984, S. 112;
Novy 1982, S. 123/124).

Eindeutiger Geschäftskreis für gWU; die
sozial gebundene Wohnung

Die Debatte um Erneuerung und Zu-
kunft der Wohnungsgemeinnützigkeit
muß an dieser „Tauschformel" anknüp-
fen. Der Entzug und die Aufgabe
früherer Funktionen, die Zerstörung in-
terner und externer Funktionsvorausset-
zungen sowie die zunehmende Verwi-
schung der Trennlinie zwischen freien
und gemeinnützigen Aufgaben haben die
aktuelle Legitimationskrise der gWU
herbeigeführt. Wollen sie mehr tun als
defensive Besitzstandssicherungspolitik,
wenn sie das WGG nicht zu einem Selbst-
finanzierungsgesetz entarten lassen wol-
len (was ihnen unterstellt wird; vgl. Bun-
desverband 1983), so werden sie ihre
Seite des „Tauschangebots" stärken
müssen: stärkere Bindungen und die
Übernahme neuer/alter Aufgaben im so-
zialen und kulturellen Bereich. Dazu wei-
ter unten. Weiterhin bedarf es wieder ei-
ner klaren Trennung zwischen dem Sek-
tor privater und gemeinnütziger Woh-
nungsversorgung. Seit dem „Sündenfall"
der modernen Wohnungspolitik, der
Einführung des „Gleichheitsprinzips" in
der Förderung und der Abschaffung der
spekulat ionshemmenden Vorschriften
bei Privatisierungen (§8 WGG), tragen
staatliche Leistungen nun nicht mehr
zum Ausbau eines gebundenen Sektors
mit tendenziell zunehmender Selbstfi-
nanzierungsbasis bei, sondern fließen in
ein Faß ohne Boden - als private „Re-
formrenten". Vermögensbildung nennt
man diese Mittelstands- und Spekula-
tionsprämien. Wieso es sinnvoller sein
soll, Personen mit mindestens Netto
3.000,- DM Gehalt Geld für Eigentums-
maßnahmen staatlicherseits zu be-
schenken als jenen Einkommensschwä-
cheren preiswerten, gebundenen Wohn-
raum zur Verfügung zu stellen, bleibt ein
Rätsel der politischen Kultur vor allem
der Gewerkschaften und SPD der letzten
Jahrzehnte.

Historisch war die Abgrenzung zwi-
schen gemeinnützigen und freiem Woh-
nungsbau entlang den beiden Bestim-
mungen „Kleinwohnungsbau" und „Bin-
dungen", wobei es bis zur Verrechtli-
chung 1930/40 erhebliche Spielräume lo-
kalen Aushandelns gab. „Kleinwoh-
nungsbau" als Indikator für den betreu-
ten Personenkreis ist unhaltbar gewor-
den. Will man einen sozial und kulturell
attrakiven gemeinnützigen Wohnungs-
bau haben, so sollte der Einkommensbe-
zug als" Zugangskriterium fallen (wohl in
der Mietenhöhe seinen Niederschlag fin-
den). Als Abgrenzungskriterium bliebe

inossenschaftliche
Gemeinschafts-
einrichtungen

„Eine gemeinnützige Bauvereinigung, die
ihrer Aufgabe in vollem Umfange gerecht
werden will, darf sich nicht darauf beschrän-
ken, nur Wohnungen zu errichten, sondern
muß darüber hinaus, namentlich wenn es sich
um Anlagen neuer, großer Siedlungen han-
delt, auch geeignete Räumlichkeiten zur
Befriedigung der allgemeinen Lebensbedürf-
nisse, zur Abhaltung geselliger und kultu-
reller Veranstaltungen usw. schaffen." (Aus:
30 Jahre Spar- und Bauverein Solingen,
1927).

Wohnungsbaugenossenschaften als gleich-
berechtigte, demokratische Zusammenschlüs-
se von wirtschaftlich Schwachen, die als Indi-
viduen auf dem Freien Markt ihre Bedürf-
nisse nach billigen und gesunden Wohnun-
gen nicht befriedigt bekamen, waren bis zur
nationalsozialistischen Machtübernahme
1933 stets mehr gewesen als reine Versor-
gungsunternehmen für billigen Wohnraum.

Der freiwillige Zusammenschluß der Mit-
glieder aus dem Bewußtsein, nur gemeinsam
und in solidarischer Selbstveranrwortung ihre
Wohn- und Lebenssituation verbessern zu
können, brachte es mit sich, daß es Woh-
nungsbaugenossenschaften nicht allein um
die Verwirklichung individueller Wohnbe-
dürfnisse ihrer Mitglieder gelegen sein
konnte. Gerade in wirtschaftlichen Notzeilen
besann man sich des gemeinsamen, solidari-
schen Handeins. Um eine umfassende soziale,
kulturelle und wirtschaftliche Absicherung
ihrer Mitglieder zu gewahrleisten, richteten
Genossenschaften, besonders in ihrer Blüte-
zeit, den Zwanziger Jahren, zahlreiche Ge-
meinschaftseinrichtungen ein. Genossen-
schaften wurden somit Wohn- und Lebens-
gemeinschaften.

Sie richteten Sparkassen, Versicherungen
und Solidarfonds ein. wie den Mieterleich-
terungsschatz des Spar- und Bauvereins in
Solingen. Er entstand 1921 auf der Basis von
freiwilligen Einzahlungen der Mitglieder.
Kinderreiche Familien, Arbeitslose, in Not
geratene Mitglieder erhielten daraus Zu-
schüsse für ihre Mietzahlungen. 1928 wurde
dieser auf freiwilligen Spenden aufgebaute
Fonds in eine Stiftung umgewandelt, aus
deren Zinserträgen Mietheihilfen gezahlt
wurden.

Gemeinschaftswäschereien entstanden zur
Erleichterung der Arbeit der Hausfrauen,
Kindergärten wurden gebaut und Spielplätze
angelegt. Kultureller Mittelpunkt vieler Ge-
nossenschaftssiedlungen wurden die Gemein-
schaftshäuser, in denen Restaurants. Räume
für Festlichkeiten und Veranstaltungen.
Bibliotheken. Kegelbahnen usw. den Genos-
senschaftlern zur Verfügung standen. Ein-
richtungen, die für die Arbeiterschaft bedeu-
tende soziale und kulturelle Errungenschaf-
ten darstellten.



dann die Neufassung des Begriffes „so-
zialgebundene Wohnung". Nach dem
WOHNBUND-Vorschlag würden ge-
meinnützige Träger zukünftig aus-
schließlich „sozialgebundene Wohnun-
gen" bauen oder verwalten; diese wären
dem Verkaufs- und Spekulationskarus-
sel endgültig entzogen, das Vermögen
stiftungsähnlich gebunden, die Nutzer-
rechte sollten kleingenossenschafts- oder
eigentumsähnlich ausgebaut werden. Die
Konkurrenz im Bauträgergeschäft mit
den privaten Wohnungsunternehmen
wäre entschärft, da die Gemeinnützigen
im Eigentumsbereich ebenfalls nur ge-
bundene Wohnungen (grundbuchliche
Eintragung: Erbbau-, Wiederkaufsrecht)
anbieten würden.

„Nur wohnen" versus „anders wohnen"

Eine weitere Leistungsreserve ist den
Selbsthilfeunternehmen nach 1933 ent-
zogen worden, was bis heute gerne ver-
drängt wird, obwohl es gerade dies ist,
was vor allem die Genossenschaften zu-
nehmend vor Schwierigkeiten stellt. Bis
1933 war es für die Genossenschaften
selbstverständlich, daß sie als Organisa-
tionen auch für soziale und kulturelle
Fragen zuständig waren. Vor allem die
Spar- und Bauvereine haben eine große
Tradition der Gemeinschaftseinrich-
tungen - von der Hausbäckerei bis zum
genossenschaftseigenen Kindergarten
(vgl. hierzu Novy 1982b; Novy 1983; und
Bild- und Textdokumentation in diesem
Heft). Während der Zeit des Nationalso-
zialismus wurden diese sozialen und
kulturellen Reformleistungen abgebaut,
schließlich im WGG von 1940 faktisch
verboten. Die gWU wurden auf die reine
Wohnraumversorgung verpflichtet. Seit-
dem dürfen Genossenschaften selbst
keine Einrichtung mehr führen, die über
den reinen Wohnzweck hinausgehen,
z.B. eines Kindergartens. Noch heute
verhindert diese Rechtslage die Auswei-
tung der genossenschaftlichen Aufgaben;
noch heute werden „alte" und beliebte
Einrichtungen, die im Stillen überlebt
haben, auf Rechtswegen beseitigt. So
muß zur Zeit die Braunschweiger Bau-
genossenschaft, Deutschlands mitglie-
derstärkste, ihre zwei Ferienheime auf-
geben, weil die niedersächsische Auf-
sichtsbehörde diese als WGG-widrig ent-
deckt hat. Das herrschende WGG deckt
zwar den Bau teurer Eigentumsmaß-
nahmen, nicht aber soziale Einrichtun-
gen für notleidende Mitglieder.

Dabei steckt in der subsidiären Über-
nahme sozialer und kultureller Aufgaben
eine Chance sowohl für die bestehenden
Genossenschaften wie auch für neue
gemeinnützige Träger. Die bestehenden
Genossenschaften sind auch deshalb in
einer Strukturkrise, weil die letzte
Generation, die noch Genossenschafts-
geist und -kultur eingeatmet hat und für
die die Genossenschaft eine Lebensform
ist, ausstirbt. Dies trifft sowohl die
Leitungsorgane wie auch die Bewohner-
schaft der Genossenschaften. Überall
bleiben nun jene, die - sei es durch die
staatliche Belegungspolitik, sei es durch
die privatistisch-wohlstandsorientierte

Nachkriegskultur - wenig mit dem
Genossenschaftsprinzip als Sozial- und
Kulturform anfangen können. Viele
Wohnungsgenossenschaften haben sich
faktisch in soziale Wohnungsunterneh-
men verwandelt. Jetzt, wo aber keine
quantitativen Bauleistungen mehr ge-
fragt sind und - damit die Hauptlegiti-
mation für die Gemeinnützigkeit entfällt
(Erfüllung der Baupflicht) - wäre eine
Besinnung auf die spezifische Leistungs-
fähigkeit der Genossenschaften eine
Chance: Schaffung von Identifikation
mit der Siedlung, Mobilisierung von
Selbsthilfebereitschaft, Sicherung sozia-
ler Gemeinschaften, kleine Netze. Und
danach ist Bedarf: Krisenpolitisches,
Fiskalisches, ökologisches und Kultur-
politisches spricht für die Ausdehnung
selbstaktiver Formen der kollektiven
Selbsthilfe.

Keine Genossenschaftsbewegung ohne
Neugründungen!

Während die bestehenden Genossen-
schaften - weil „personalisierte Ökono-
mie" - meist wertkonservativ sind und
sich als wenig wandlungsfähig erweisen,
könnten Neugründungen einen Beitrag
zur zeitgemäßen Aktualisierung der
Wohnungsgemeinnützigkeit leisten: ver-
stärkte Bindungen (z.B. Verzicht auf
Privatisierung) und verstärkte Über-
nahme tendenziell öffentlicher Aufga-
ben: Nachbarschaftsarbeit, Kinder- und
Altenbetreuung, kleine Fürsorgenetze,
Sicherung der sozialen Gemeinschaft
usw. Genau dies sind ja die Zielvor-
stellungen der zahlreichen Wohnpro-
jekte zur Sicherung bedrohter Bestände
oder zur Umnutzung leerstehender Ge-
werbebauten zu preiswertem Wohn-
raum. Doch die handhabbaren Rechts-
und Förderungsformen, die aus Wohn-
raum selbstgestaltbaren Lebensraum
machen würden, fehlen. Die klassischen
Formen im Genossenschafts- und Ge-
meinnützigkeitsrecht sind faktisch ver-
stellt; die Alternativen (Verein, BGB-
Gesellschaft) sind ungeeignet und zudem
instabil. Der WOHNBUND hat in seiner

Stellungnahme zum WGG Alternativen
zur Baupflicht vorgeschlagen, die zeit-
gemäß der Solidaritätspflicht, an der
festzuhalten ist, Genüge tun.

Neugründungen bedürfen der Bera-
tung und Betreuung; auch der Hilfe bei
der Eigenkapitalbeschaffung, um den
Wettbewerbsnachteil gegenüber großen
Alten auszugleichen, die in der Phase
ihrer Entstehung ebenfalls auf Sozial-
anleger und kommunale Hilfe angewie-
sen waren. Eigenkapitalersatzdarlehen
gibt es zwar für Eigentumsmaßnahmen,
nicht aber für Genossenschaftswohnun-
gen, wie die neugegründete Genossen-
schaft SELBSTBAU in Berlin (vgl.
WOHN-Bund-Journal 2, 1984) gerade
erfahren mußte. Was die Professionali-
sierung betrifft, so ist es sinnlos, daß sich
jede Neugründung in dieser Richtung
entwickelt; man sollte auf die schon in
den Zwanziger Jahren entwickelte und
bewährte Aufteilung in gemeinnützigen
Betreuungsunternehmen und kleinen
Selbsthilfebewohnergenossenschaften zu-
rückgreifen. Mit STATTBAU Berlin
deutet sich diese Lösung an. Für die
Genossenschaft SELBSTHILFE Linden
(Hannover), die eher die Betreuungs-
funktionen darstellt, steht eine Ausdiffe-
renzierung der Bewohnerorganisationen
in den einzelnen Häusern noch an.

Es ist paradox: Der objektive Bedarf
an Entlastungsorganisationen für die
traditionellen sozialpolitischen Institu-
tionen ist da (nicht zuletzt aufgrund der
sogenannten Kostenkrankheit personen-
gebundener Dienstleistungen; vgl. Matz-
ner 1982, S. 170). Überall wird von der
ordnungspolitischen Bedeutung eines
„autonomen" oder „intermediären" Sek-
tors zwischen Staat und Markt gespro-
chen. Auf der subjektiven Seite haben
sich Hunderte von Initiativen gebildet,
die ihre Wohninteressen mit weiter-
gehenden sozialkulturellen Anliegen ver-
binden. Doch objektiver Innovationsbe-
darf und subjektives Innovationspoten-
tial reichten bislang nicht, einen Durch-
bruch zu ermöglichen. Die bestehende
Arbeitsteilung zwischen wirtschafts-,
wohnungs- und sozialpolitischen Institu-
tionen, das dazugehörige Klientelsystem
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Baugenossenschaften in Nordrbein-
Weitfalen 1930

seit ihrer Entstehung zu den komplizier-
testen Unternehmensformen zählt. Re-
gistergericht, Wirtschaftlichkeitsprü-
fung und Revision sollten Mitglieder und
Gläubiger zugleich schützen. Die Nor-
men des WGG sollen auch quasi-öffent-
liches Vermögen und Interessen vor dem
gruppenegoistischen Zugriff mancher
Bewohner schützen; daran ist zu denken,
sowohl wenn heute immer mehr be-
stehende gWU laut über den Ausstieg aus
der Gemeinnützigkeit nachdenken, vor
allem auch Genossenschaften;, wie auch,
wenn stark geförderte Projekte (z.B. in
Berlin) Eigentum anstreben. Deshalb
setzt sich der WOHNBUND für eine Er-
neuerung des WGG ein. Der Ausstieg
soll derart erschwert werden, daß er un-
attraktiv bleibt. Geförderte Bestände
sollen „gebundene" bleiben. Die mehr als
3 Millionen gemeinnützig gebundenen
Wohnungen werden mehr denn je ge-
braucht. Die WGG muß auch so
novelliert werden, daß es auf die kom-
mende Welle von Neugründungen paßt.
Die Projekte haben Anspruch, in ihrem
sozial-kulturellen Anliegen ernst genom-
men zu werden; sie haben aber auch die
Pflicht, sich vor sich selbst zu schützen.
Vertrauen ist gut, Kontrolle besser.

und Elitenkartell blockieren bislang fast
jeden Erneuerungsversuch. Die alte
Genossenschafts„bewegung" behindert
die neue.

Ein symptomatisches Beispiel - eines
von vielen - für die objektive Behin-
derung von neuen Ansätzen und Selbst-
hilfebemühungen durch die kartellartige
Verbandsstruktur (Einheitsverband/
Monopolverband) und das Zusammen-
spiel mit der Anerkennungsbehörde ist
das der Gemeinwirtschaftlich Wohnen
GmbH in Hannover (vgl. Laue/Veser
1984). Zur Rettung umwandlungsbe-
drohter Wohnungen für die Bewohner
wurde eine neue Trägerform von Dieter
Laue entwickelt. Seine Voranfrage zur
Erlangung der Wohnungsgemeinnützig-
keit wurde mit dem Hinweis „kein
Bedürfnis" negativ beschieden. Gibt es
kein „Bedürfnis", die Wohnungen für die
Bewohner zu sichern? Keines der Hanno-
veranischen gWU hat sich um die
Aufgabe gedrängt, die Laue freiwillig
und ohne öffentliche Förderung über-
nimmt. (In der Verhinderung einer un-
produktiven Konkurrenz lag ja histo-
risch einer der positiven Gründe für die
Einführung der Bedürfnisprüfung.)
Wenn es aber sowohl ein gravierendes
reales Problem gibt (Vertreibung von
Mietern) wie auch ein Lösungsangebot,
das in der besten Tradition gemeinnützi-
ger Träger steht, und wenn die bestehen-
den gWU selbst diese Aufgaben nicht
übernehmen wollen und teilweise nicht
können, wieso darf dann mit der Bedürf-
nisprüfung ein solcher Mißbrauch getrie-
ben werden? Es ist ein Skandal der bishe-
rigen WGG-Reformdebatte, das dieses
Thema überhaupt noch nicht aufge-
taucht ist. Wer ernsthaft auf mehr Selbst-
verantwortlichkeit, Selbsthilfe und kul-
turelle Vielfalt setzt, muß offene, plurali-
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stisch Strukturen wollen. Die zwangs-
körperschaftliche - obrigkeitsstaatliche
Struktur von 1934 bis heute ist ein poli-
tisch-kultureller Anachronismus. Pein-
lich ist auch, daß generell ausgerechnet
die spezifisch autoritären, deutsch-natio-
nalen und rassistischen Elemente des
WGG, die noch geltendes Recht sind
(vgl. auch §7 und 13), so lange haben
überleben können. Der WOHNBUND
fordert die ersatzlose Abschaffung der
„Bedürfnis"-prüfung. Die Wirtschaft-
lichkeitsprüfung und jährliche Revision
sind Kontrolle genug.

Eine aktualisierte Wohnungsgemeinnüt-
zigkeit ist unverzichtbar!

Von vielen bestehenden gWU wie aber
auch von neuen Projekten wird gefragt,
warum sich überhaupt unter das strenge
Regiment staatlicher Gemeinnützigkeits-
regeln begeben. Zur Zeit sind nicht ein-
mal die Steuerbefreiungen derart, daß
die Gemeinnützigen besser dastünden als
„freie", die Abschreibungen, Verlustzu-
weisungen und sonstige indirekte For-
men für sich nutzen können. Doch eine
Ökonomie, die ihr Vermögen historisch
und heute stark mit Sozialanlegern und
öffentlichen Mitteln bildet, kann auf
„Vertrauen" allein nicht ruhen. Transpa-
renz der Geschäftsführung und Kontrol-
le sind im wohlverstandenen Eigenin-
teresse aller Beteiligten. Wie einige Kri-
senfälle zeigten, sind die bestehenden
Regelungen und Prüfungsmodalitäten
noch nicht eindeutig genug. Entgegen
mancher Mythen über den „autonomen
Sektor" und Genossenschaften als „in-
formellen Sektor" ist die Ökonomie der
Solidarität außerordentlich regulie-
rungsbedürftig. Es ist kein Zufall oder
„böser Wille", daß die Genossenschaft
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